THURINGER LANDTAG
7. Wahlperiode

Unterrichtung

durch die Prasidentin des Landtags

Unterrichtung nach Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung

des Freistaats Thiringen in Verbindung mit § 54 der Ge-

schaftsordnung des Thiiringer Landtags und dem Be-

schluss des Landtags vom 18. Dezember 2020 in der

Drucksache 7/2459

hier: Beschluss der Videoschaltkonferenz des Bundes-
kanzlers mit den Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs der Lander am 7. Januar 2022 und des-
sen Umsetzung im Freistaat Thiringen

Die Landesregierung hat den Landtag mit Schreiben des Ministers fur
Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten und Chefs der Staatskanz-
lei vom 10. Januar 2022 gemal Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung des
Freistaats Thiringen in Verbindung mit § 54 der Geschéaftsordnung des
Tharinger Landtags und Ziffer | des Beschlusses des Landtags vom
18. Dezember 2020 in der Drucksache 7/2459 Gber den Beschluss der
Videoschaltkonferenz des Bundeskanzlers mit den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Lander am 7. Januar 2022 unterrichtet.
Dem Schreiben beigefiigt waren weiterhin eine Ubersicht iber die Co-
rona-Wirtschaftshilfen der Bundesregierung mit Stand vom 4. Januar
2022 und die Zweite Stellungnahme des Expertenrates der Bundes-
regierung zu COVID-19, die am 6. Januar 2022 verdffentlicht wurde.
In dem Schreiben hat der Minister fir Kultur, Bundes- und Europaan-
gelegenheiten und Chef der Staatskanzlei mitgeteilt, dass beabsichtigt
sei, die Thiringer Verordnungslage auf dieser Grundlage anzupassen.

Bezugnehmend auf das Schreiben vom 10. Januar 2022 hat die Landes-
regierung dem Landtag mit Schreiben der Ministerin fir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie vom 13. Januar 2022 den Entwurf der
Thiringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-MalRnahmenverordnung mit
Stand vom 13. Januar 2022 Gbermittelt.

Gemal Ziffer | des Beschlusses des Landtags vom 18. Dezember 2020
in der Drucksache 7/2459 hat die Prasidentin des Landtags im Einver-
nehmen mit dem Altestenrat in dessen 66. Sitzung am 14. Januar 2022
den Ausschuss flir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung fur
zustandig erklart.

Unterrichtung gema dem Beschluss des Landtags vom 18. Dezember 2020
in der Drucksache 7/2459 i.V.m. § 54 Abs. 2 und § 53 Abs. 3 der Geschaftsord-
nung des Thuringer Landtags
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Zur Beratung geman Ziffer | des Beschlusses des Landtags vom 18. De-
zember 2020 in der Drucksache 7/2459 wurden
- das Schreiben des Ministers fiir Kultur, Bundes- und Europaange-
legenheiten und Chefs der Staatskanzlei vom 10. Januar 2022 zu-
sammen mit
- dem Beschluss der Videoschaltkonferenz des Bundeskanzlers
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander
am 7. Januar 2022,
- der Ubersicht tiber die Wirtschaftshilfen der Bundesregierung mit
Stand vom 4. Januar 2022 und
- der Zweiten Stellungnahme des Expertenrates der Bundesre-
gierung zu COVID-19, die am 6. Januar 2022 veréffentlicht wur-
de, sowie
- das Schreiben der Ministerin fur Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frau-
en und Familie vom 13. Januar 2022 zusammen mit dem Entwurf der
Thiringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-Mallnahmenverordnung mit
Stand vom 13. Januar 2022
- einschlieBlich weiterer zu tGbermittelnder Unterlagen zu dem Unter-
richtungsgegenstand Uberwiesen.

Die Uberweisung durch den Altestenrat erfolgte im Hinblick auf die Er-
mdglichung einer Stellungnahme (vergleiche Vorlage 7/3217).

Der Ausschuss fur Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung hat
die Unterrichtung in der Vorlage 7/3217 in 6ffentlicher Sitzung geman
Ziffer 11l des Beschlusses des Landtags vom 18. Dezember 2020 in der
Drucksache 7/2459 in seiner 43. Sitzung am 17. Januar 2022 beraten,
zur Kenntnis genommen und beschlossen, die der Beratung zugrunde-
liegenden Stellungnahmen der Fraktionen und der Parlamentarischen
Gruppe der FDP (vergleiche Anlagen') an den Altestenrat zu richten
(vergleiche Vorlage 7/3224).

Der Altestenrat hat in seiner 67. Sitzung am 18. Januar 2022 auf der
Grundlage der oben genannten Stellungnahmen der Fraktionen und der
Parlamentarischen Gruppe der FDP beraten, die mindlichen Ausfihrun-
gen der Landesregierung zur Kenntnis genommen, den Abschluss der
Beteiligung gemal Ziffer Il des Beschlusses des Landtags vom 18. De-
zember 2020 in der Drucksache 7/2459 beschlossen, gebeten, die oben
genannten Stellungnahmen der Fraktionen und der Parlamentarischen
Gruppe der FDP als Anlagen zu dieser Unterrichtung zu Gibernehmen
und im Falle der Nichtberucksichtigung um eine schriftliche Stellungnah-
me der Landesregierung zu diesen Stellungnahmen gebeten.

Birgit Keller
Prasidentin des Landtags

1 Die Stellungnahmen wurden als Kenntnisnahmen 7/608, 7/610, 7/612 und
7/613 elektronisch bereitgestellt beziehungsweise verteilt.
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Anlagen

AfD-Fraktion im Thiiringer Landtag
Jilrgen-Fuchs-Strafie 1 99096 Erfurt

An die Vorsitzende des Ausschusses flr
Soziales, Arbeit, Gesundheit und

info@afd-thl.de

Gleichstellung Telefon:  +49 361 3772469
Frau Dr. Klisch D T Telefax:  +49 361 3772453
Jiirgen-Fuchs-Str. 1 en Mitgliedern deg

99096 Erfurt ._-..f.#(,&ﬁ,‘é"_ Erfurt, den 17. Januar 2022

Thiringer Landtag
Kenntnisnahme

77608~

Stellungnahme der AfD-Fraktion Yt 3| 23247

zum Entwurf der Verordnung zur ﬂnderung der Thiiringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
MaBnahmenverordnung - Stand: 13. Januar 2022 - (VL 7/138 AltR)

Den Mitgliedern des AfSAGG

Der Entwurf einer Siebenten Verordnung zur Anderung der Thilringer SARS-CoV-2-
Infektionsschutz-MaRRhahmeverordnung ist die Fortschreibung der bisher geltenden Verordnung
zur Umsetzung der neuen, von Bund und Léndern beschlossenen Quarantdne-Regeln sowie
weiterer Anpassungen und Verscharfungen der bestehenden Regeln. Auch nach 22 Monaten
der Pandemie bleiben die Verantwortlichen bei der bekannten Strategie der
Kontaktreduzierung, der weitgehenden SchlieRung des offentlichen Lebens und der
Durchimpfung der gesamten Gesellschaft, obgleich der Erfolg dieser MalRhahmen Uberaus
zweifelhaft ist, gleichzeitig jedoch die wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Kosten
und die Kollateralschéden der Mafinahmen immens sind. Die Reaktion von Bundes- und
Landesregierungen besteht darin, die Vorschriften und Regelungen immer weiter bis in kleinste
Details auszudifferenzieren und dadurch die mangelnde Plausibilitét und die
Widersprichlichkeit des immer mehr zum Selbstzweck werdenden Regelwerkes weiter zu
erhéhen.

Auch mit dem neuen Verordnungsentwurf setzt die Landesregierung bei der bezweckten
Zurlickdréangung des Coronavirus letztlich ausschliefllich auf die massenhafte Impfung
insbesondere mit neuen mRNA-Impfstoffen.

Dass Uber die Wirksamkeit und die Nebenwirkungen dieser weiterhin nach wie vor nur bedingt
zugelassenen Impfstoffe wenig gesichertes Wissen vorliegt, spiegelt sich nach wie vor auch in
der Verordnung unter § 2. Dort wird der Begriff einer geimpften Person definiert als ,eine
asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Impfnachweises ist" (Abs. 2,
Punkt 11). Diese Regelung bedeutet im Umkehrschluss, dass Personen mit Symptomen, die im
Besitz eines auf sie ausgestellten Impfausweises sind, nicht mehr als geimpft gelten, und
folglich automatisch als ungeimpft definiert werden miissen, wobei auch véllig unklar ist, warum
die ,Symptome" per se als Anzeichen einer COVID-19-Infektion gelten sollen. Leider ist die
Landesregierung an dieser Stelle eine Antwort schuldig geblieben. Auch der Begriff des
Impfnachweises, der ,ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens eines vollstédndigen

AID-Fraktion im Thiringer Landlag info@ald-thl.de IBAN: DEO5 8205 1000 0163 0729 81
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Impfschutzes” (Abs. 2, Punkt 12) sein soll, bleibt unbestimmt. Wie viele Impfdosen fiir den
wvollstandigen” Impfschutz dokumentiert sein miissen und wie lange dieser Impfnachweis gtiltig
ist, bleibt abhangig vom jeweils aktuellen Erkenntnisstand wahrend der laufenden Umsetzung.
Ein Impfschema, wie es bei anderen Impfungen erprobt ist, fehlt, da noch kein ausreichendes
Wissen zur Verfiigung steht. Daher hat die STIKO jetzt auch fir den Einmalimpfstoff
Johnson&Johnson ab sofort drel Impfungen im Abstand von drei Monaten empfohlen, damit
eine solche geimpfte Person als geboostert gelten kann. In den Zulassungsstudien wurden
allerdings keine Daten erhoben, die Rickschlilisse auf die Sicherheit und Wirksamkeit von
Mehrfachimpfungen mit den Corona-Impfstoffen zuliefen. Die aktuell zu beobachtende Kiirzung
der Impfabstinde und die als erforderlich angesehene zunehmende Anzahl von Impfungen fir
die Grundimmunisierung und Boosterung gegen COVID-19 ist daher mit unabsehbaren
gesundheitlichen Risiken verbunden, die bislang keine Berticksichtigung in der Abwagung der
zu treffenden MaRRnahmen finden. Dass die Impfkampagne chne gesichertes Wissen (ber die
verwendeten Impfstoffe vorangetrieben und in der Verordnung verstetigt wird, zeigt sich auch
darin, dass die COVID-19-Impfempfehiung seit Februar 2021 bereits zum 16. Mal aktualisiert
{Epidemiologischen Bulletin 2/2022) wurde. Laut RKI ginge es bei der aktuellen Impfkampagne
um das Ziel der Verhinderung von schweren COVID-19-Verldufen und die Verminderung der
Transmission der Omikron-Variante. Daher soll nun eine Auffrischimpfung frihestens in einem
Abstand von drei Monaten nach Abschluss der Grundimmunisierung verabreicht werden sowie
nach durchgemachter SARS-CoV-2-Infektion eine einmalige Impfstoffdosis mit einem Abstand
von mindestens drei Monaten zur Infektion, d.h. auch der Genesenenstatus wurde von sechs
Monaten auf drei Monate verkiirzt. Diese fortlaufenden Aktualisierungen zeigen, dass die
Corona-Impfstoffe eine wesentlich schwéchere und klrzer anhaltende Wirkung entfalten, als bel
ordentlich zugelassenen Impfstoffen zu erwarten wére.

Neben dem in den Anpassungen der Regelungen zur Corona-Impfung zum Ausdruck
kommenden Eingestdndnis der mangelnden Wirkung der Impfstoffe steht der Umstand, dass
eine Vielzahl von Hinweisen auf eine unverhéltnismafig hohe Anzahl von schwerwiegenden
Nebenwirkungen und beflirchteten Langzeitschaden aus der Wissenschaft bis heute von den
Verantwortlichen ignoriert werden. Ob durch die Impfung eine Ubertragung des Virus auf
Risikopatienten verhindert wird, ist nicht nachgewiesen und muss aufgrund der hohen Zahl an
Infektionen (bzw. positiven Testergebnissen) bei Geimpften aktuell auch mit der Omikron-
Variante und der unterschiedslosen Infektiositat von Geimpften und Ungeimpften bezweifelt
werden. Die in § 2 der Verordnung vorgesehene Impfung von Genesenen ist wissenschatftlich
nicht nachvollziehbar und daher abzulshnen. In diesem Lichte bleibt unzweifelhaft, dass die
,3G-, 2G- oder 2G plus“-Regelungen eine unrealistische Sicherheit oder politische
Steuerungsfahigkeit vorgaukeln.

Aus Sicht der AfD-Fraktion Gberwiegen beim derzeitigen Kenntnisstand die Nachteile bzw.,
Schaden der Corona-Impfung den vorgeblichen Nutzen. Die dem Verordnungsentwurf
zugrunde liegende spalterische Unterteilung in geimpfte und ungeimpfte Personen ist
wissenschaftlich offensichtlich unhaltbar. Flr die AfD-Fraktion bleibt vor diesem Hintergrund die
Forderung entscheidend, dass eine Impfentscheidung nicht per Verordnung forciert werden
darf, sondern stets individuell zu treffen ist.

2von 4



Thuringer Landtag - 7. Wahlperiode Drucksache 7/471 3

Nachdem die Wirtschaft in den letzten zwei Jahren der Pandemie erheblichen Einschréankungen
unterworfen war, bleiben die wirtschaftsschédigenden Regelungen der Corona-Verordnung
weiterhin in Kraft und gefdhrden insbesondere die Thiringer mittelstdndischen Unternehmen
besonders in den Bereichen der Gastronomie, der Tourismuswirtschaft und des Einzelhandels.
Die flachendeckend geltende 2G plus-Regel flir die Gastronomie, unabhéngig von der Inzidenz
und verbunden mit einer Sperrstunde ab 22 Uhr bedrohen Existenzen. Die Uberprifung der ,2G
plus“-Zugangsbeschrankungen mit Ausnahmen flir vollstindig Geimpfte und Genesene
bedeuten fiir Gastronomen und andere Verantwortliche einen unzumutbar hohen
Kontrollaufwand, da sie nicht nur das jeweils gliltige Impfschema kennen, sondern auch die
jeweils gliltigen Zeitraume Oberprifen missen.

Die verpflichtende Anwendung der 2G-Zugangsbeschrankungen auch fiir den Einzelhandel (§
19) wirft die Frage auf, warum Geimpfte und Genesene ohne Testnachweis Zutritt erhalten (§ 2
Abs. 3), obwoh! auch sie das Virus tragen sowie (bertragen kénnen, nicht aber getestete
Ungeimpfte. Flir Ungeimpfte l&sst die Verordnung zwar einige Ausnahmen zur Deckung des
taglichen Bedarfs zu. Die Einschétzung, was zum téglichen Bedarf zu rechnen ist, bleibt aber
willkdrlich.

Widerspriichlich bleibt auch die Untersagung von Sportveranstaltungen mit Zuschauern (§ 29
Abs. 1). Wahrend an Konzerten bis zu 1.000 Persanen im Freien und 500 Personen in
geschlossenen Réumen teilnehmen dlrfen, bleiben Zuschauer bel Sportveranstaltungen
verboten. Warum die Impfungen (deren Wirksamkeit fraglich) oder der Genesenenstatus
(dessen Gliltigkeit gerade auf drei Monate halbiert wurde) gegebenenfalls zusétzlich mit dem
Nachweis eines negativen Testergebnisses im Falle eines Konzertes Sicherheit bedeuten, im
Falle einer Sportveranstaltung aber nicht, erschlieRt sich nicht und bedeutet einen ekiatanten
Widerspruch. Es bleibt zusétzlich zu fragen, aus welchem Grund und auf welcher
wissenschaftlichen Grundlage asymptomatischen, gesunden Personen, die ein negatives
Testergebnis nachweisen, sowohl der Zutritt zu einem Konzert als auch zu einer
Sportveranstaltung verwehrt wird. Es bleibt der Eindruck, dass die in der Verordnung geregelien
Zutrittshedingungen unbegriindet und somit willktriich sind.

Fir Schiller, deren besonderes Leid wahrend der vergangenen Jahre der Pandemie auch in
aktuellen Studien betont wird, sieht die Verordnung innerhalb des Schulgebaudes die Pflicht
zum Tragen einer ,qualifizierten Gesichtsmaske" vor. Zwar sind auch regelmafige Pausen von
der Verwendung der Masken sicherzustellen, allerdings bleibt vollig offen, nach welchen
Zeitintervallen dies aus medizinischer Sicht zu erfolgen hétte und ob nicht auch bzw. wie haufig
ein Maskenwechsel angeraten wére. Die Sinnhaftigkeit des Maskentragens ist ebenfalls seit
Beginn der Pandemie niemals hinterfragt oder Uberpriift worden.

Die AfD-Fraktion hélt an ihrer grundlegenden Kritik fest und lehnt auch die Fortschreibung der
MaRnahmen im neuen Verordnungsentwurf ab. Nach bald zwei Jahren Corona-Krise liegt auf
der Hand, dass die Regelungen Ausdruck einer hilflosen Gesundheitspolitik sind, die in der
Corona-Krise villig versagt hat und konstruktive Kritik von Experten nicht zur Kenntnis nehmen
will. Die in der Verordnung genannten Regelungen unter Beibehaltung der massiven
Einschrankung elementarer Grundrechte wie das der kdrperlichen Unversehriheit, treiben die
weitere Zerstérung des gesellschaftlichen Zusammenlebens voran und untergraben das
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Vertrauen in staatliche Institutionen. Aufgabe der Politik sollte es nicht sein, die Bevdlkerung zu
medizinischen, nicht ausreichend auf ihre Sicherheit gepriiften Eingriffen zu nétigen, sondern
den Schutz der Risikogruppen zu unterstitzen und die seit vielen Jahren bekannten
strukturellen Probleme im Gesundheitswesen zu 16sen. Zuvdrderst wéren die oft inakzeptablen
Arbeitsbedingungen des medizinischen Personals in Krankenhdusern zu nennen.

Fur die Fraktion

e (¢ 5(’5’(45@/

Dr. Lauerwald

4von 4
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An die
Vorsitzende des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
Frau Dr, Cornelia Klisch

im Hause
17. Januar 2022
Kenntnisnahme 7/610
Stellungnahme 20 VL 7/3217

der Fraktion der CDU

Die Fraktion der CDU nimmt gemaR Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung des Freistaates
Thiringen in Verbindung mit § 54 der Geschéftsordnung und Ziffer | des Beschlusses des
Thiiringer Landtages ,Beteiligung des Parlaments wadhrend der Corona-Pandemie
sicherstellen® (Drs. 7/2459) vom 18. Dezember 2020 zum Entwurf einer Thiiringer SARS-CoV-
2-Infektionsschutz-MaRnahmenverordnung (Vorlage 7/3217) Stellung;

Stellungnahme

Seit Dezember haben sich sowohl die Inzidenzwerte, als auch der Belastungswert und die
regionenspezifischen Schutzwerte thiiringenweit positiv entwickelt. Nichtsdestotrotz
{iberschreitet insbesondere der Uberlastungswert den die Warnstufe 3 auslésenden
Schwelle von 12% mit 23,3% deutlich. Zugleich nimmt die Anzahl der mit der Omikron-
Variante Infizierten rasant zu und liegt nun bei beinahe 50% der Neuinfektionen. Es ist
erkennbar, dass sich unter der zuriickweichenden Welle der Delta-Variante eine Omikron-
Welle aufbaut, die spétestens im Februar zu einem Anstieg der Infektionszahlen und
anschlieffend auch der Hospitalisierungsinzidenz wie auch der ITS-Auslastung fiihren kann.
Die enormen persénlichen Einschrdnkungen und Lasten, welche die Thiringerinnen und
Thiiringer wahrend der Adventszeit, der Weihnachtsfeiertage und des Jahreswechsels
durch erhebliche Eingriffe in das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben liber sich
ergehen lassen mussten, haben die aktuelle Abfederungsphase fiir das Thiringer
Gesundheitssystem erkauft. Die geltenden und neue MaRnahmen sollten nicht nur
aufgrund der verdnderten Situation, sondern auch mit Blick auf ihre VerhaltnismaRigkeit
und Nachvollziehbarkeit fortlaufend Gberpriift werden,

; 1
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Ziel der kommenden Pandemiewochen muss es aus Sicht der CDU-Fraktion sein, erstens
die Impfquote weiter zu erhdhen und zweitens die Kontrolle iiber die Pandemie durch ein
lickenloses Nachverfolgungs- und Testssystem zuriickzuerlangen. Dies ist angesichts der
zurlickgegangenen Inzidenzzahlen méglich und die zentrale Grundvoraussetzung, um fiir
die anrollende Omikron-Welle gewappnet zu sein. Zur Erhéhung der Impfquote und
zusatzlicher Booster-Impfungen hat die CDU-Fraktion in ihrer parlamentarischen Initiative
(Drs. 7/4407) Vorschldge geliefert. Der Landesregierung muss es aukerdem innerhalb der
nichsten beiden Wochen gelingen, zusétzliche Laborkapazititen filr PCR-Tests
bereitzustellen. Diese werden angesichts der deutlich gestiegenen Ubertragbarkeit der
Omikron-Variante nétig sein. Eine Situation, in der die Verfiigbarkeit von Tests keine
Selbstverstandlichkeit ist, wie es Ende des letzten Jahres der Fall war, darf nicht wieder
eintreten. Sie macht den Kontrollverlust Giber die Pandemie offensichtlich und zerstort das
Vertrauen in die Handlungsfahigkeit des Staates.

Im Detail der Anderungen des vorliegenden Verordnungsentwurfes kritisiert die CDU-
Fraktion u.a. die Erweiterung der 2G+-Regelung auf die Gastronomie. Diese Anderung
verschérft die bereits wirtschaftlich und personell angespannte Situation in Restaurants,
Gaststatten und Cafés zusétzlich. Eihe Offnung ihrer Einrichtungen kann dadurch fiir viele
Gastronomen aus wirtschaftlichen Griinden kaum noch bewerkstelligt werden. Aus Sicht
der CDU-Fraktion wére es Aufgabe der Landesregierung gewesen, auch die
existenzbedrohende Auswirkungen flr die Thiiringer Gastronomie zu betrachten und sich
wie Sachsen-Anhalt bei der MPK-Konferenz der Protokollnotiz Bayernhs in Punkt 2
anzuschlieRen. Gerade vor dem Hintergrund, dass die Thiiringer Landesregierung in der
Vergangenheit oftmals Gebrauch von Protokollnotizen gemacht hat, ist nicht
nachvollziehbar, warum dies in diesem Fall nicht geschehen ist. Die Einfilhrung des neuen
§ 2 Abs. 3 fiir alle neu und bisher von 2G+-Beschrédnkungen betroffenen Bereiche mit
Lockerungen flir vor maximal drei Monaten zuvor Geimpfte und Genesene, die
Geboosterten gleichgestellt werden, mildert die Auswirkungen, entscharft aber die
Situation nicht.

Der gednderte § 9 Abs. 7 zielt in Satz 2 auf Beschéftigte stationdrer Einrichtungen der Pflege,
der Behindertenhilfe und Krankenhduser ab. An dieser Stelle ist eine Regelung auch fiir
ambulante und teilstationdre Angebote sowie zur Unterstiitzung Pflegebediirftiger im
Alltag nach Auffassung der CDU-Fraktion angeraten. Dazu reichte die Erwdhnung der
angesprochenen Dienste.

Des weiteren weist die Fraktion der CDU darauf hin, dass fast kein Bundesland aufer
Thiiringen mit seinen Malnahmen derart rigoros in den Trainings- und Wettkampfbetrieb
des Schwimmsports eingreift. Hier liegt eine Ungleichbehandlung des Schwimmsports
gegenliber anderen Sportarten vor. Der Schwimmsport sollte deshalb unter den zu
treffenden SchutzmalRnahmen, analog zu anderen Sportarten im Innenbereich, auch fir
Erwachsene unter den Anwendungsbereich von 2G plus fallen. Die rigorosen MaRnahmen
gegentiber Schwimmbé&dern und Thermen haben zusatzliche massive Auswirkungen auf die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Betreiber dieser Einrichtungen. Besonders in
den Kurorten und Heilbddern fiihren die SchlieRungen zu Abwanderungsbewegungen in
andere Bundesldnder. Im Bereich des Sports muss es zusatzlich wieder méglich sein
Zuschauer zu Sportveranstaltungen zuzulassen, im AuRenbereich durch Hygienekonzepte,
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Kapazitatsbegrenzungen sowie im Innenbereich zusatzlich durch 2G plus. Andere
Bundeslénder, u.a. Sachsen haben dies bereits ermdglicht.

Bei den korpernahen Dienstleistungen ist es aus Sicht der CDU Fraktion an der Zeit,
insbesondere bei Friseuren und Dienstleistungen, bei denen durchgéngig eine medizinische
Maske getragen werden kann, die 3G-Regelung anzuwenden, wie es bereits bei
medizinischen, therapeutischen, pflegerischen, heilpddagogischen und seelsorgerlichen
kérpernahen Dienstleistungen moglich ist. Damit soll u.a. einem wachsenden
Schwarzmarkt bei diesen Dienstleistungen entgegengewirkt werden.

Bezogen auf Versammlungen von Kirchen und Religionsgemeinschaften ist es aus Sicht der
CDU-Fraktion angeraten, analoge Regelungen zu Sachsen-Anhalt und Brandenburg
anzuwenden und Kirchen sowie Religionsgemeinschaften die Moglichkeit zu geben, fir ihre
religivsen Versammlungen eigene Verordnungen aufzustellen, die ein den staatlichen
Covid-Einddmmungs-VOen vergleichbares Schutzniveau gewéhrleisten.

Abschlieflend ist festzustellen, dass der geltende MPK-Beschluss in Punkt 3 festlegt, die
Einhaltung der Regeln (hier besonders im Bereich der Kultur- und Freizeitgestaltung wie
auch im Einzelhandel) nach Mdglichkeit streng zu kontrollieren. Die Fraktion der CDU
appelliert an die Landesregierung, diese Aufgabe nicht unbesehen an die Kommunen
weiterzureichen, sondern mit denen ihr zur Verfligung stehenden Ordnungsbehoérden
gemeinsam nach Lésungen zu suchen.

Fiir die Fraktion der CDU
Thadivs AN

Dr. Kénig MdL
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Thiiringer Verordnung

zur Regelung infektionsschutzrechtlicher MaBnahmen
zur Eindammung des Coronavirus SARS-CoV-2
(Thiringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-MaBnahmenverordnung -

— Test Landtag ThirSARS-CoV-2-IfS-MaBnVO-) Den Mltghedern des
Kenntnisnahme Vom 24. Januar 2022

2v Stellungpahme der Fraktionen DIE LINKE, SPD und BUNDNIS go/DIE GRUNEN
v 3247 ’

Mit der COVID-1g Variante ,Omikron" steht dem Freistaat Thiringen erneut eine hohere
Ansteckungswelle bevor. Bislang konnten seit Ende letzten Jahres 155.729Ansteckungen mit der
Omikron-Variante in Deutschland, g2 in Thiringen zugeordnet werden (RKI, Stand: 14.Januar), damit
steht Thiringen am Anfang der finften Welle in dieser Pandemie.

Die Fraktionen weisen darauf hin, dass trotz der aktuell leicht sinkenden 7-Tage-Inzidenz in Thiringen
keine Lockerungen der Maltnahmen in Betracht gezogen werden diirfen. Die pandemische Lage ist
weiterhin zu angespannt und der Gesundheitssektor befindet sich nach wie vor am Kapazitétslimit.
‘Es bedarf einer umfénglichen Vorbereitung eben dieser Einrichtungen,und Berufe durch die Politik
der Landesregierung. Gleichzeitig ist es wichtig mittels Transparenz und Ausfihrungen in leichter
Sprache, die neuen MalRnahmen verstandlich und sachlich fiir diese Einrichtungen und auch fur alle
Thiringer:innen bereitzustellen.

Die grundsdtzliche Einhaltung der AHAL-Regeln als fester Bestandteil der Corona-
SchutzmafRnahmen ist weiterhin unerldsslich. Erste Studien zeigen, dass sich die Omikron-Variante
schneller ausbreitet und sich somit viele Menschen in kirzester Zeit infizieren werden. Durch eine
verhéltnismiRige niedrige Impfquote in Thiringen wird dies den Gesundheitssektor erneut massiv
fordern. Daher ist es unumgénglich die bekannten Regeln und MaBnahmen weiterhin umzusetzen
und deren Einhaltung zu forcieren. Gleichzeitig mochten wir die Landesregierung bitten, schon jetzt
die Laborkapazitdten zu erhdhen, um auf die durch Omikron erwarteten hohen Infektionszahlen
vorbereitet zu sein.

Der wirksamste Schutz gegen das COVID-1g Virus ist die Impfung. Bislang deutet alles drauf hin, dass
die Impfung weiterhin positive Auswirkungen auf den Verlauf der Infektion durch die Omikron-
Variante haben wird. Daher muss die freiwillige Impfung geférdert und niedrigschwellig méglich
gemacht werden. Zudem braucht es ausreichend Termine und Méglichkeiten zur Erlangung einer
Auffrischungsimpfung, die den Schutz gegeniber der Omikron-Variante erheblich erhdht Aufgrund
dessen muss weiterhin alles dafiir getan werden die Impfquote in Thiringen zu erhdhen und
‘Risikopatient:innen und Menschen, die sich nicht impfen lassen kénnen, zu schitzen. Vor diesem
Hintergrund begrifRen wir ausdricklich die bundesweit mafstabsetzenden Bemuhungen der
Thiringer Landesregierung, die auch durch die von General Breuer gepréagte Bezeichnung , Thiringer
Modell* unterstrichen werden. Wir bitten in diesem Zusammenhang die Landesregierung, das
Impfzentrum in Bad Langensalza als wichtigen Teil des Thiringer Modells aufrechtzuerhalten.

ll “ TLT/133/22/8 ‘
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Wir bedavern, dass der neue Impfstoff Novavax, auf den vielen bislang nicht geimpften Personen
warten, nach aktuellem Stand erst in der 8. Kalenderwoche im Umfang von bundesweit 2 Mio. Dosen
zur Verfigung stehen wird. Wir bitten die Landesregierung um konzeptionelle Vorbereitung, um ab
dem Zeitpunkt der Verfligbarkeit von Novavax ein zigiges Zugehen auf die noch nicht geimpften
Bevdlkerungsteile bzw. Berufsgruppen sowie ein méglichst schnelles Verimpfen zu ermdglichen.
Sollten trotz aller erfolgreichen Anstrengungen der Thiringer Landesregierung und des bald
zusdtzlich zur Verfiigung stehenden Impfstoffs alle Bemihungen dennoch in Thiringen zu keiner dem
Gesundheitsschutz der Gesamtbevalkerung angemessenen Impfquote fUhren, pladieren wir fir eine
Debatte Uber eine allgemeine Impfpflicht. Wir plidieren ebenso dafir, diese im Modus sowie mit dem
Ziel einer fraktionstbergrelfender Vorschlige zu fihren.

Wir begrilen den Entschluss der Landesregierung die MaRnahmen und . Beschlisse der
Ministerprésidentenkonferenz  in  die Infektionsschutz-Mafnahmenverordnung  Thiringens
aufzunehmen und umzusetzen. Kritisch sehen wir aktuelle Vorhaben auf Bundes- und Landesebene,
das Arbeitszeitgesetz aufzuweichen und die Arbeitszeit fiir Beschiftigte in Bereichen der kritischen
Infrastruktur zu erhdhen. Bspw. erwdgt Niedersachsen aktuell eine 6o-Stunden-Woche zu
erméglichen. Allerdings arbeiten die Beschaftigten bereits am Rande der Belastung und iiber diese
hinaus. Dies betrifft Insbesondere die Bereiche Krankenpflege, Altenpflege, Lebensmittelhandel,
"OPNV und Apotheken, und zwar seit Beginn der Pandemie. Wir gehen davon aus, dass die
Landesregierung sich gegen Aufweichungen des Arbeitszeitgesetzes positioniert.

Auch begrifien wir die Aufhebung der Personenbegrenzung fir Versammlungen. Nun muss aber
auch die konsequente Durchsetzung dieser Regelung erfolgen. Ausdriicklich begriiRen wir zudem die
vorgenommene Klarstellung, dass dabei zwecks Infektionsschutz neben qualifizierten
Gesichtsmasken auch der Mindestabstand einzuhalten ist,

Als positiv erachten wir die Moglichkeit des beschleunigten Freltestens sowoh! fijr Erwachsene wie
auch fior Kinder. Wir sehen darin einen Beitrag, die Belastungssituation fir Familien zu entspannen.
Wir begriffen, dass in der Verordnung keine nach Corona-Varianten getrennten
Absonderungspflichten festgelegt sind.

Wir bitten, in § g Abs. 7 (Regelungen zur Ende der Pflicht zur Absonderung bei Beschiftigten im
Bereich Pflege etc.) diese nicht nur auf Beschéftigte im stationdren Bereich zu beschrinken, sondern
auf Beschéftigte im ambulanten und teilstationdren Bereich sowie auch die AUPA-Dieniste zu
erweitern, '

Kritisch sehen wir, dass nach wie vor der Fokus der Regelungen zum Infektionsschutz vor allem auf
den privaten Bereich zielt, dagegen Einschrankungen im beruflichen bzw. wirtschaftlichen Bereich

entsprechend weniger Gegenstand einschrankender Mafinahmen sind.

In der finften Welle wird es keine nachhaltige Entlastung fir Familien und Kinder geben kénnen.

Umso wichtiger wird die Sicherstellung der ambulanten und stationaren Pflege, sowie weiterhin-

gedffneten  Schulen und  Kinderbetrevungen im  Hinblick auf eine weitgefasste,

generationsibergreifende, familidre Firsorgepflicht der Politik, um eben diesen Familien und Kindern

eine Perspektive und Freiheiten zu ermdglichen.

Darliber hinaus m&chten wir die Landesregierung darum bitten, sich beim Bund fiir die Erhéhung der
Kinderkrankentage auch fir das Jahr 2022 sowie fir die Verlangerung des Kinderkrankengeldes fir
die gesamte Dauer von Krankheit bzw. Quarantine sowie die Anhebung der Altersgrenze
einzusetzen. Vor allem sind Alleinerziehende stérker zu unterstiitzen, indem Betriebe im Krankheits-
bzw. Quaranténefall die Freistellung mit Lohnfortzahlung gew&hren miissen; diese Betriebe missen
im Zweifel finanzielle Unterstijtzung erhalten. Zudem bedarf es einer Einmalzahlung, um die héheren
Belastungen abzufedern. Auch Testen stelit weiterhin eine wichtige Siule der Corona-
Schutzmalinahmen dar. Deshalb befliirworten wir insbesondere fiir vulnerable Gruppen wie zum

11



Drucksache 7/471 3 Thiringer Landtag - 7. Wahlperiode

Beispiel in medizinischen-, Behinderten- und Pflegeeinrichtungen kostenlose Testangebote
anzubleten. Ebenso beflirworten wir die regelmiRige Testung des Personals an
Kinderlageseinrichtungen, und kontinuierliche Testangebote an Schulen zum bestméglichen Schutz
der Gruppe der Kinder und Jugendlichen, die momentan noch kein Impfangebot erhalten haben.

fm Zuge dessen bitten wir die Landesregierung die Moglichkeit zu prifen, dass Kinder, die eine
Kindertageseinrichtung besuchen, die Testung mittels Selbsttest unter Aufsicht und mit Hilfe ihrer
Eltern, durchfiihren kénnen. Ein solcher Vorgang kénnte entlastend fir den laufenden Betrieb der
Einrichtungen sein und sich positiv auf den Personalbedarf und die Kinderbetreuung auswirken.
Zudem konnte die Chance bestehen, dass die Anzahl der getesteten Kinder in
Kindertageseinrichtungen steigen, da sich die Kinder lieber im vertrauten Zuhause durch ihre Eltern
testen lassen wirden. ‘

Wir fordern die Landesregierung auf folgende MaRnahmen in lhrer Verordnung aufzunehmen und
umzusetzen: :

1. Zu § 2 (22): die Definition der als geimpft bzw. genesen geltenden Personen wird anhand der
aufgezihlten Kriterien kaum von jemandem verstanden werden kénnen. Hier wire zu
begrifen, wenn durch die Benennung der Zeitrdume, Aufzihlung der in Deutschiand
anerkannten Impfstoffe etc: Lesbarkeit und Transparenz verbessert wirde. Auch redaktionell
bedirfte es hier noch der Uberarbeitung.

2. Zu § 9 (7): ,Fir Perscnen, die Beschéftigte eines Pflegeheims, Krankenhauses oder einer
Einrichtung der Eingliederungshilfe sind - gilt Satz 1 Nr. 1 mit der MaRgabe, dass diese in den
Féllen von Absatz 3 Satz 2 vor der Testung mindestens 48 Stunden symptomfrei sein missen,

* und ein durchgefihrter Test nach § 2 Nr. 7 ein negatives Ergebnis aufweist." Diese Regelung
geht nicht so weit wie die Quaranténe-VO. Dort sind die Beschiftigten in Krankenhusern,
Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderung genannt: Sind diese
infiziert, kénnen sie sich nach sieben Tagen mit einem PCR-Test ,freitesten®, Voraussetzung
ist, dass sie zuvor mindestens 48 Stunden symptomfrei gewesen sein missen. Aber
insgesamt fehlen bei der Aufzéhlung diejenigen Personen, die in der hauslichen Pflege
arbeiten. Diese Beschéftigten kdnnen sich mit Schnelltests vorzeitig freitesten (sie fallen
unter die Gruppe ,Allgemein® der Abbildung auf der Internetprisenz des Bundes
(https:/fwww.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/corona-diese-regeln-und-
einschraenkung-gelten-1734724 ), aber bekommen dafiir keinen PCR- Test. Das ist nicht
hinnehmbar und sollte in Thiiringen besser geregelt werden.

3. Es sollte mit Verweis auf die Regelungen von § 10i der Hamburgischen
Eindémmungsverordnung auch in Thiiringen die M8glichkeit aufgenommen werden, dass
Arbeitgeber*innen, die ihren Beschéftigten Angebote fiir Coronavirus-Testungen
unterbreiten, berechtigt sind, Testnachweise Uber Schnelitests nach auszustellen, die als
Testnachweise nach § 2 Absatz 2 Nummer g gelten. Diese Bescheinigung sollte durch
betriebliche Testbeauftragte ausgestellt werden dirfen, die in der Durchfilhrung von
Schnelltests qualifiziert geschult und der fir Gesundheit zustindigen Behdrde als solche

~ angezeigt worden sind. Die der Bescheinigung zugrundeliegende Testung muss unter
Aufsicht einer oder eines betrieblichen Testbeauftragten durchgefihrt worden sein. Diese
Regelung dient dem effizienteren Einsatz von Schnelltests.

4. Mit Unverstéindnis sehen wir die Regelung in § 18a Abs. 2 Nr. 8, der zufolge ab einem
Schwellenwert von 1 0oo an drei aufeinanderfolgenden Tagen in Landkreisen oder kreisfreien
Stédten fir Besucher:innen von Einrichtungen fir Gesundheit und Pflege nur die 2G-
Zugangsbeschrankung gilt, und nicht ebenfalls bereits die 2G+-Zugangsbeschrinkung, wie
diese laut § 18a Abs. 2 Nr. 5 ab der Uberschreitung des Schwellenwertes von 1 500 an drei
aufeinanderfolgenden Tagen gilt. Wir bitten die Landesregierung im Interesse des Schutzes.
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der in diesen Einrichtungen gepflegten bzw. betreuten vulnerablen Personen, eine
entsprechende Anpassung vorzunehmen, .

5. § 29 Absatz 1 Satz 2 regelt, dass Sportveranstaltungen - egal ob innerhalb oder auBerhalb
geschlossener Rdume - nur chne Zuschauer durchgefihrt werden dirfen. Gleichzeitig sind
jedoch andere &ffentliche, frei oder gegen Entgelt bspw. zugéingliche Veranstaltungen (z.B.
kulturelle Veranstaltungen, wie Lesungen, Theater-, Kino- oder Opernauffihrungen) - sofern
sie rechtzeitig angezeigt sind - unter Anwendung der 2G-Zugangsbeschrankungen mit einer
Kapazitatsauslastung bis zu 40 Prozent der zulissigen Gesamtauslastung und einer
Personenobergrenze von 500 Personen zuléssig. Auf3erhalb geschlossener Rdume sind sogar
bis 2u 1.000 teilnehmende Personen zulissig. Es ist daher nicht nachvollziehen, aus welchen
Grinden Sportveranstaltungen derart restriktiv behandelt werden. Daher sollte im Sinne
Gleichbehandlung von kulturellen Veranstaltungen und Sportveranstaltungen § 29 Absatz 1
Satz 2 gestrichen werden,

6. Die bisherige Studienlage bestétigt kein erhdhtes Infektionsrisiko beim Schwimmsport. Es ist
deshalb auch nicht erklérlich, warum die Regelungen beim Schwimmsport in Thiiringen so
stark von denen in anderen Bundeslindern abweichen, Aus Grinden der Gleichbehandlung
mit anderen Sportarten halten wir es deshalb fir gerechtfertigt, die Ausibung des
Schwimmsports bei den Corona-Einddmmungsmafnahmen entsprechend mit zu
berlicksichtigen. Insbesondere bei erwachsenen Schwimmsportlertinnen sollte der
Wettkampf--und Trainingsbetrieb, angepasst an die Infektionslage, ber die 2G+-Regelung
wieder ermdglicht werden-

7. Es solite gepriift werden, ob die Regelung im § 25 Absatz 1 fir die Thiringer Hochschulen
dahingehend anzupassen ist, dass Selbsttests unter Aufsicht in Testzentren der Hochschulen
wieder ermdglicht werden und damit der Zugang zu Einrichtungen der Hochschulen und des
Studierendenwerks erméglicht werden kénnen und dies zur Wahrung des Infektionsschutzes
ZU vertreten ist.

Die  Stellungnahme  zur  vorangegangenen  Thiringer ~ SARS-CoV-2-Infektionsschutz-
Maflnahmenverordnung hat in ihrer Giiltigkeit nichts verloren und wir verweisen erginzend auf die
darin gemachten Forderungen und Hinweise.

Insgesamt muss festgestellt werden: trotz Beendigung der epidemischen Lage nationaler Tragweite
ist die Pandemie nicht vorbei, die Gefahr ist nicht gebannt. Die erneute dynamische und aggressive
Verbreitung der Omikron-Variante des Virus verschlechtert die Lage massiv und droht nie da
gewesene Ausmalte zu erreichen. Vordiesem Hintergrund hoffen wir auf die schnelle Einfiihrung von
aktuell in der Entwicklung befindlichen Arzneimittel gegen Corona,

Fir die Fraktionen:

DIE LINKE SPD BUndnis 9o/ die Griinen
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FDP i Thiirnger Landtag
Jirgen-Fuchs-Strale 1
99096 Erfurt

Telefon: +49 361 3772701

Stellungnahme der parlamentarischen Gruppe der FDP im Thiiringer Landtag zur
Verordnung zur Anderung der Thiiringer SARS-CoV-2 - Infektionsschutz-

MafBinahmenverordnung vom 13, Januar 2022

Allgemeine Erwdgungen

Die vorliegende MaRnahmenverordnung wurde‘in einer sehr schludrigen und
uniibersichtlichen Version an die Fraktionen und die parlamentarigche Gruppe
libermittelt. Neben einigen Rechtschreibfehlern finden sich auch andere
wesentliche Fehler. Nach §2 Abs. 2 Nr. 12 erwirbt so zum Belspiel eine Person durch
eine vorherige Infektion einen ,Impfschutz”. Dies ist nachwelslich falsch und der
parlamentarischen Befassung sowie der allgemeinen Bedeutung der Verordnung

nicht angemessen.

Mit der neuen Verordnung werden unter anderem die Quarantdneregeln
angepasst und dem Beschluss aus dem Bund gefolgt, Dies begriiBen wir, da dles die
aktuelle wissenschaftliche Expertise darstelit und zudem die kritische Infrastruktur
entlastet. Der groRtmogliche Schutz gegen die Virusvariante wird durch
Auffrischungsimpfungen erreicht. Di’ese reduzieren die schweren Verldufe und
entlasten somit auch die Krankenh&user. Hierfiir ist es inshesondere wichtig, dass
die besonders vuinerablen Gruppen Auffrischungsimpfungen erhalten. Nicht mal
zwei Drittel der Blrger liber 60 Jahren sind in Thiiringen durch eine
Auffrischungsimpfung besser geschiitzt worden, Inshesondere deswegen bedarf es
nicht nur eines lmpfturbos, sondern weiterer denkbarer Mittel. In diesem
Zusammenhang weisen wir erneut darauf hin, dass Birger (ber 60 lJahren
individuelle Impfgebote erhalten sollten, welche sowohl Aufkldrungsmaterial,
Impftermine als auch Fahrangebote beinhalten. Fir dltere Menschen, die zu Hause

leben, gibt es nach wie vor zu wenige niedrigschwellige Impfangebote.

Vorsitzender; Thomas L. Kemmerleh

Geschiftsfithrer: Tim Wagner

E-Mall: info@freiedemokraten-landiag.de

Steuernummer: 151/ 198 / 13759

Bankverbindung: IBAN; DE20 8205 1000 0163 1277 78, BIC: HELADEFIWEM !
‘ TLT/306/22/0 :
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18 Abs. 2 Nr. 1 a) 2G-Zugangsbeschriinkungen in geschlossenen Riumen im

Einzel- und GroRhandel

Bundesweit wurden zuletzt die 2G-Zugangsbeschrinkungen im Einzelhandel
vermehrt vor Gericht beanstandet und sogar zum Beispiel in Niedersachsen
flachendeckend und in Bayern in Bereichen gekippt. Auch in Thiiringen sollten diese
Beschrankungen tberdacht werden. Eine solche Mafinahme fihrt zur Verlegung
aus dem dffentlichen Raum mit hohen Schutz- und Hygienestandards in den nicht
kontrollierbaren privaten Raum. Es ist zudem nicht nachvollziehbar, wieso
Geschafte, wie etwa Kleidungsgeschafte, strengeren Regelungen unterliegen als
Supermdrkte, welche in der Regel eine gréRere Anzahl an Personen fassen. Negativ
getestete Menschen arbeiten und fahren mit dffentlichen Verkehrsmitteln, diirfen
allerdings nicht die notwendigen Dinge des téglichen Bedarfs erwerben, Wir Freien
Demokraten im Thilringer Landtag fordern daher die Landesregierung auf, diese
MafBnahme zuriickzunehmen und es stattdessen anderen Bundestdndern gleich zu
tun und auf 3G-Zugangsbestimmungen im Einzelhandel zu setzenl Auch in

Thiiringen muissen Ungeimpfte ihren taglichen Bedarf decken kénnen.

§18 Abs. 3 Nr. 5 2G-Plus-Zugangsbeschriinkungen in geschiossenen Riumen von

Gaststéitten

Die neue Verordnung der Landesregierung sieht gar die 2G-Plus-
Zugangsbeschrénkung in geschiossenen Rdumen von Gaststétten vor. Wir Freien
Demokraten im Thiiringer Landtag lehnen diese MaBnahme geschlossen ab und
warnen vor liherzogenen MaRnahmen. Diese Mafinahme bricht die aktuelle Welle
der Pandemie nicht, sorgt jedoch filr katastrophale Folgen flir die Gastronomie,
obwohl sie schon seit geraumer Zeit hohe Schutz- und Hygienestandards
gewdhrleisten. Auch in geschlossenen Réumen von Gaststétten fordern wir 3G -

Zugangsbestimmungen!

FDP im Thilringer Landtag Vorsitzender: Thomas L. Kemmerich
Jirgen-Fuchs-Strafe 1
99086 Erfurt Geschiftsfiihrer: Tim Wagner

Telefan: 449 361 3772701

E-Mall: info@freiedemokraten-landtag.de

pankverbindung: IBAN; DE20 8205 1000 0163 1277 78, BIC: HELADEFIWEM
Steuernurmer; 151 /198 / 13759
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19 Abs. 6 S. 1 Versammlungen, religitse, weltanschauliche oder parteipolitische

Veranstaltungen

i L’andtég
Thuringen

In der neuen Verordnung wurde aus einer »50ll“-Regelung eine ,kann“-Regelung.
Dies stellt einen schwerwiegenden Eingriff in die Versammliungsfreiheit dar. Dle
Behdrden kinnen nun, selbst wenn keine infektionsrechtliche Bedenken bestehen,
eine Versammiung, welche die nétigen Voraussetzungen erfiilit verbieten. Diese
aktuelle Anderung lehnen wir ab und wollen gur urspriinglichen ,soli“-Regelung

zurlick.

§30 Nr. 1 SchlieRen von Schwimm-, Freizeit- und Erlebnishidern fiir den

Publikumsverkehr

Auch das SchlieRen von Schwimm-, Frelzeit- und Erlebnisbadern fir den
Publikumsverkehr muss neu bewertet werden, Entgegen den Beteuerungen der
Ministerin Heike Werner Im letzten Ausschuss ist aus Studien bislang kein erhéhtes
Infektionsgeschehen oder Infektionsrisiko in  Schwimm-, Freizeit- und
Erlebnisbddern bel Einhaltung von Hygiene- und SchutzmaRnahmen ersichtlich.
Zudem stellt die Schliefung eine unangemessene Ungleichbehandlung gegeniiber

anderer Indoor-Sportarten dar.

Bei kbrpernahen Dienstleistungen, bel denen wihrend der gesamten Zeit eine
qualifizierte Gesichtsmaske getragen sowie Schutz- und Hygienestandards
eingehalten werden kdnnen, sollen 3G-Zugangsbeschrankungen ermbglicht
werden. Dies verhindert das Verlagern dieser Dienstleistungen, wle beispielsweise
Friseur und Nagelstudios, in unkontrollierbare Bereiche ohne solche Schutz- und

Hygienestandards.

FDP [m Thilringer Landtag Vorsitzender: Thomas L, Kemmerlch
Jurgen-Fuchs-Strafle 1
93096 Erfurt Geschiftsfihrer: Tim Wagner

Telefon: +49 361 3772701

£-Mail: info@frefedemokraten-landtag.de
Bankverbindung: IBAN: DE20 8205 1000 0163 1277 78, BIC; HELADEFIWEM

Steuernummer: 151 /198 / 13759
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Im Obrigen lehnen wir die Ausgangsbeschrénkungen weiterhin vehement ab! Auch

im Landtag
. Thiiringen

das Festsetzen von weitergehenden MaRnahmen bei besonders hohen
Infektionszahlen einzig an den Neuinfektionen, halten wir weiterhin fiir ungeeignet,
Fir tiefgreifendere MaRnahmen miissen auch weitere Faktoren, wie die

Hospitalisierungsrate und die Belegung der Intensivbetten hinzugezogen werden|

Fdr die parlamentz/z/rjs’che Gruppe der FDP im Thilringer Landtag

v
FDP Im Thiiringer Landtag Vorsitzender: Thomas L, Kemmerich
Jiirgen-Fuchs-StraRe 1

89096 Erfurt Geschéftsfihrer: Tim Wagner
Telefon; +49 361 3772701 :

E-Mall: info@{reiedemokraten-landtag.de

Bankverbindung: IBAN: DE20 8205 1000 0163 1277 78, BIC: HELADEFIWEM
Steuernumimer: 151 / 198 / 13759

17



	Unterrichtung nach Artikel 67 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thüringen in Verbindung mit § 54 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags und dem Beschluss des Landtags vom 18. Dezember 2020 in der Drucksache 7/2459
	hier:	Beschluss der Videoschaltkonferenz des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder am 7. Januar 2022 und dessen Umsetzung im Freistaat Thüringen
	Anlagen


